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Amtliche Verlautbarung der österreichischen Sozialversicherung im Internet 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
 

Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger verlautbart gemäß § 31 Abs. 5 Z 12 ASVG: 

Richtlinien für die Durchführung, Dokumentation und Qualitätssicherung von Kontrollen im  
Vertragspartnerbereich gemäß § 31 Abs. 5 Z 12 ASVG (RLVPK) 

 

Grundlagen 

§ 1. (1) Diese Richtlinien regeln die Durchführung, Dokumentation und Qualitätssicherung von Kontrollen im 
Vertragspartnerbereich, zu denen die Sozialversicherungsträger gemäß § 32a ASVG verpflichtet sind. 

(2) Vertragspartner im Sinn dieser Richtlinien sind Gesundheitsdiensteanbieter/-innen (§ 2 Z 2 Gesundheitstelema-
tikG 2012 – GTelG), die auf Grundlage privatrechtlicher Verträge Leistungen mit Sozialversicherungsträgern abrech-
nen. Dies sind folgende Gruppen von Vertragspartnern/Vertragspartnerinnen: 

 1. Vertragsärzte/-ärztinnen/Vertragsgruppenpraxen oder Primärversorgungseinheiten, 

 2. Vertragszahnärzte/-zahnärztinnen/Vertragszahnärztegruppenpraxen, 

 3. Öffentliche Apotheken und hausapothekenführende Ärzte/Ärztinnen, 

 4. Krankenanstalten, 

 5. Sonstige Vertragspartner/-innen. 

(3) Als Vertrag gilt jedes Übereinkommen privatrechtlicher Art, durch das ein Gesundheitsdiensteanbieter/eine 
Gesundheitsdiensteanbieterin gegenüber einem Sozialversicherungsträger zu einer bestimmten Vorgangsweise berech-
tigt oder verpflichtet ist (Einzelvertrag, Gesamtvertrag, Rahmenvertrag, Abrechnungsübereinkommen, Rezepturbefug-
nis, Direktverrechnungsvertrag usw., auch wenn sie mit Wahlärzten/-ärztinnen und anderen Wahlbehandlern/-behand-
lerinnen bestehen). 

(4) Sozialversicherungsträger im Sinn dieser Richtlinien sind die in § 2 Abs. 2 ASVG und in den §§ 23 bis 25 
ASVG bezeichneten, dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger angehörenden (§ 2 SatzungHV, 
avsv 4/2006) Versicherungsträger der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, soweit sie Verträge nach Abs. 3 
abgeschlossen haben. 

Allgemeine Grundsätze 

§ 2. (1) Kontrollen und die damit verbundenen Maßnahmen sind unter möglichster Wahrung der Interessen der Be-
troffenen zu gestalten. Vorgangsweisen, die den Zweck der Kontrolle nicht fördern, sind zu unterlassen. 

(2) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband haben einander auf Anforderung für die jeweils konkrete 
Kontrollmaßnahme alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die für eine wirkungsvolle Durchführung zweckmäßig 
sind (§ 321 ASVG; § 183 GSVG, § 171 BSVG, § 119 B-KUVG). Zu diesen Unterlagen gehören auch 

 1. Auswertungen aus Standardprodukten (§§ 8 ff., Anhang 1 REDV 2006), die sich mit Leistungsverrechnung, 
Versicherungszuständigkeitsprüfung (insbesondere das e-card-System, § 31a ff. ASVG), Honorierung und Fol-
gekostenrechnung befassen, ebenso 

 2. die beim Hauptverband gespeicherten Daten (§ 31 Abs. 4 Z 3 lit a ASVG), Kennzahlen (§ 31 Abs. 3 Z 13 
und 14 ASVG) und Statistiken (§ 31 Abs. 4 Z 2 ASVG) sowie 

 3. die Ergebnisse der Vertragspartner-Analyse nach § 32h ASVG. 

(3) Die Kosten von Kontrollmaßnahmen, Datenbeschaffung und deren Auswertung trägt jeder Sozialversiche-
rungsträger für sich, falls an einer Maßnahme mehrere Sozialversicherungsträger beteiligt sind, jeder Beteiligte nach der 
Zahl seiner anspruchsberechtigten Personen im jeweiligen Land, soweit nicht eine andere Aufteilung vereinbart ist. 

Ausstellung von e-cards und e-card-Ersatzbelegen für Zwecke der Kontrolle im Vertragspartnerbereich 

§ 3. (1) E-cards, die nach § 32a Abs. 1 ASVG eigens für Prüfpersonen des Versicherungsträgers für Zwecke der 
Kontrolle in den Fällen eines begründeten Verdachts oder nach dem Stichprobenplan im Vertragspartnerbereich ausge-
stellt werden, können nach folgenden Regeln ausgestellt werden: 

 1. Die e-card kann auf einen Decknamen (§ 43 ABGB, Pseudonym nach § 8 Abs. 4 SigG) und eine annähernd 
dem Alter der Person entsprechende Sozialversicherungsnummer ausgestellt werden. 

 2. Auf der Rückseite der e-card kann eine Europäische Krankenversicherungskarte auf dieselben Daten ausgestellt 
werden. 

 3. Der Hauptverband hat in allen Anwendungen des e-card-Systems Vorsorge für die Verwendung der Karte zu 
treffen. 

 4. Statt einer e-card kann auch ein e-card-Ersatzbeleg ausgestellt werden. 
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 5. Für Datensätze, auf deren Basis e-cards ausgestellt werden, können bereichsspezifische Personenkennzeichen 
der Bereichskennung SV (§ 31 Abs. 4 Z 1 ASVG, § 9 E-GovG, Anlage 1 der E-Government-Bereichs-
abgrenzungsverordnung) angefordert und verwendet werden. 

(2) Über die Ausstellung der e-cards nach Abs. 1 ist eine Übersicht zu führen, auf deren Basis ermittelt werden 
kann, welche Folgebelege durch Nutzung dieser Karten ausgestellt wurden. 

Stichprobenplan 

§ 4. (1) Der Stichprobenplan (§ 32a Abs. 1 letzter Satz ASVG) umfasst die geplante Vorgangsweise der Prüfung 
jener Fälle, in denen eigens hiefür ausgestellte e-cards bzw. e-card-Ersatzbelege nach § 3 verwendet werden sollen. Er 
ist für jedes Kalenderjahr schriftlich im Vorhinein zu erstellen und hat die Prüfungsschwerpunkte sowie den Gesamtum-
fang der Stichproben zu enthalten., 

(2) Hinsichtlich Vertragspartnern/Vertragspartnerinnen, die zu mehreren Versicherungsträgern in vertraglichen 
Beziehungen stehen, sind die Stichprobenpläne trägerindividuell zu erstellen und mit den betroffenen Versicherungsträ-
gern abzustimmen. 

(3) Es ist organisatorisch sicherzustellen, dass derselbe Vertragspartner/dieselbe Vertragspartnerin von unabhängi-
gen Kontrollen verschiedener Sozialversicherungsträger (z. B. Ordinationsbesuche) nicht mehrfach innerhalb kurzer 
Abstände (z. B. eines Quartals, Halbjahrs) betroffen ist. 

(4) Die Stichprobenpläne sind so zu gestalten, dass sie kein regelmäßiges Muster von Prüfterminen erkennen las-
sen. 

Kontrollen und deren Durchführung 

§ 5. (1) Die Kontrollen sind von jedem Sozialversicherungsträger entsprechend der individuellen Situation durch-
zuführen. Als Schwerpunkte für Kontrollen kommen in Betracht: 

 1. die vertragskonforme Leistungserbringung, 

 2. ungerechtfertigte Krankmeldungen im Sinne von § 8 Z 2 und 3, 

 3. Ausstellen von Zuweisungen, Verordnungen von Sachmitteln und Dienstleistungen, Transportanweisungen, 
Anträgen auf Leistungen (auch anderer Versicherungszweige), Krankmeldungen oder Heilmittelverordnungen 
durch die Ordinationshilfen bzw. das nichtärztliche Personal (mit oder ohne Duldung des Vertragspartners/der 
Vertragspartnerin), 

 4. Verordnung von Heilmitteln, wenn bekannt ist oder bei gehöriger Sorgfalt bekannt sein müsste, dass diese 
einer missbräuchlichen Verwendung zugeführt werden, 

 5. Verrechnung nicht bzw. unvollständig bzw. unzulässig erbrachter Leistungen, 

 6. sonstige Vertragsverletzungen, z. B. der Behandlungspflichten. 

 7. die Einhaltung von Vertragsbestimmungen, welche die persönliche Leistungspflicht von Vertragspartnern/Ver-
tragspartnerinnen bzw. die Vertretung bei der Erbringung von Leistungen betreffen, 

 8. die Entwicklung von bzw. auffällige Veränderungen bei Wartezeiten für die Erlangung bestimmter Leistungen, 

 9. die vollständige Einhaltung vertraglicher Bestimmungen bzw. die Entwicklung von Leistungseinschränkungen, 
unabhängig ob diese zeitlicher (Ordinations-, Ambulanzzeiten) oder inhaltlicher (durchgeführte Leistungen, 
Auslagerungen an andere Stellen, Ablehnung von Behandlungen usw.) Art sind, 

 10. ob und inwieweit Einrichtungen (z. B. Untersuchungsgeräte), die zu wesentlichen Teilen aus Zahlungen eines 
Sozialversicherungsträgers und/oder anderen öffentlichen Mitteln (z. B. in einer Krankenanstalt) finanziert 
wurden, zweckentsprechend genützt werden und auch tatsächlich in entsprechendem Umfang (zeitlich und 
mengenmäßig) für die Leistungserbringung im Rahmen des öffentlichen Gesundheitswesens zur Verfügung 
stehen oder mit ihnen Abläufe außerhalb des öffentlichen Gesundheitswesens unterstützt werden (z. B. 
Quersubventionierung privatwirtschaftlicher Tätigkeit aus öffentlichen Mitteln), 

 11. die Vergabe von Terminen und Einräumung von Vorteilen gegen Entgelt anlässlich von oder im Zusammen-
hang mit der Erbringung von Sozialversicherungsleistungen, 

 12. allfällige Kombinationen von Tätigkeiten als Vertragspartner/-in und Nichtvertragspartner/-in (Privat-
arzt/Privatärztin) durch dieselbe Person, auch als natürliche oder Gesellschafter/-in einer juristischen Person 
(zwecks Ausschluss von Doppelverrechnungen und Quersubventionen, Verrechnung von Leistungen, die in ei-
ner nicht genehmigten weiteren Ordination erbracht wurden), 

 13. die Ökonomiekontrolle: Dabei können die verrechneten Leistungen als auch die für die Versicherten veranlass-
ten Kosten (unabhängig davon, von wem diese Kosten zu tragen wären) einschließlich Folgekosten wie Über-
weisungen bzw. Zuweisungen zu weiteren Untersuchungen und Behandlungen, Verordnungen von Sachmitteln 
und Dienstleistungen, Verwendung der jeweils günstigsten Heilmittel und Heilbehelfe (einschließlich des An-
teils an Generika), Transportanweisungen usw., gegebenenfalls unter Einbeziehung der Parameter nach § 347 
Abs. 5 ASVG geprüft werden. 

(2) Es obliegt dem Versicherungsträger, ob er diese Kontrollen durch eigene Bedienstete durchführt oder sich der 
Unterstützung Dritter bedient. 
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Verständigungen 

§ 6. (1) Vom Ergebnis einer Kontrolle sind die Sozialversicherungsträger des gleichen Versicherungszweiges, mit 
denen vergleichbare Leistungen abgerechnet werden, in geeigneter Form zu verständigen. 

(2) Missstände, die einem Sozialversicherungsträger oder dem Hauptverband bekannt werden, sind den betroffe-
nen Sozialversicherungsträgern zur Prüfung zu übermitteln. Diese haben der übermittelnden Stelle auf Anfrage eine 
Rückmeldung über die weitere Vorgangsweise bzw. das Ergebnis der Prüfung und die allenfalls getroffenen Maßnah-
men zu geben. 

(3) Falls sich bei einer Kontrolle ein Sachverhalt ergibt, dessen Untersuchung in die Zuständigkeit einer anderen 
Behörde fällt (z. B. sanitätsbehördliche Auflagen, Fahrtauglichkeit, Zuverlässigkeit nach waffen- oder sprengstoffrecht-
lichen Vorschriften), ist diese Behörde darauf hinzuweisen. Die Übersendung von Aktenteilen oder Dokumenten zur 
Einsichtnahme ist in diesem Zusammenhang nur auf konkrete Anforderung der jeweiligen Behörde im Amtshilfeweg 
zulässig. 

Abrechnungskontrolle bei begründetem Verdacht 

§ 7. (1) Begründeter Verdacht (§ 32a Abs. 1 ASVG) besteht dann, wenn konkrete Informationen darauf hinweisen, 
dass eine rechts-, gesamt- bzw. einzelvertragswidrige Vorgehensweise des Vertragspartners/der Vertragspartnerin im 
Abrechnungsbereich vorliegt. Zur Überprüfung dieser Verdachtslage sind sämtliche Kontrollmaßnahmen wie z. B. 
Auswertung der Datenbestände, Überprüfung der Krankengeschichten, Nachbegutachtungen, Patientenbefragungen 
(persönlich, telefonisch oder mittels Fragebögen), Einsatz von Prüfpersonen, Befragung des Vertragspartners/der Ver-
tragspartnerin und seiner/ihrer Mitarbeiter/-innen zulässig. 

(2) Allfällige Mitwirkungsverpflichtungen für Versicherte enthält die Krankenordnung des jeweiligen Krankenver-
sicherungsträgers. 

Kontrolle der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit Zweck der Kontrolle 

§ 8. (1) Durch die Kontrolle der Vorgangsweise bei der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit soll gewährleistet wer-
den, dass insbesondere 

 1. Krankmeldungen ausschließlich durch den/die Vertragspartner/-in bzw. dessen/deren berechtigte Vertreter/-
innen erfolgen, 

 2. die Dauer der Krankmeldung sowie der Zeitpunkt für die Wiederbestellung zur Kontrolluntersuchung adäquat 
zu der zur Krankmeldung führenden Diagnose ist, 

 3. keine Gefälligkeitskrankmeldungen erfolgen. 

(2) Die Kontrolle darf nicht dazu führen, dass von der Krankschreibung von Patienten oder Patientinnen abgesehen 
wird, deren Symptome nicht mit angemessenen Mitteln objektivierbar sind. 

Öffentliche Apotheken und hausapothekenführende Ärzte/Ärztinnen 

§ 9. Der Vertragspartnerkontrolle unterliegt neben der Abrechnungskontrolle insbesondere auch die Prüfung, 

 1. ob die Abgabe von Arzneimitteln entsprechend der ärztlichen Verschreibung oder, falls dies nicht möglich ist, 
nach Rücksprache mit dem verschreibenden Arzt/der verschreibenden Ärztin erfolgt ist, 

 2. ob im Rahmen der Abgabe von Arzneimitteln eine den geltenden Bestimmungen entsprechende Beratung der 
Patienten/Patientinnen erfolgt ist und 

 3. ob die Abgabe oder Beratung auf einem dafür zulässigen Weg erfolgt ist. 

Protokollierung und Dokumentation 

§ 10. (1) Die Kontrollen und deren Ergebnisse sind unverzüglich nach Durchführung der Kontrolle und so zu do-
kumentieren, dass die Dokumentation eine taugliche Grundlage für die weiteren Maßnahmen der Versicherungsträger 
und ein allfälliges Verfahren vor Verwaltungsbehörden bzw. Gerichten bildet. In organisatorischer Hinsicht ist bei Kon-
trollen, welche die Zuständigkeit mehrerer Versicherungsträger berühren, zusammenzuarbeiten, wenn dadurch die Effi-
zienz der Kontrolle gesteigert werden kann. 

(2) Bei Kontrollen in der Ordination bzw. Betriebsstätte, Offizin usw. ist zumindest Folgendes zu dokumentieren, 
wobei auf die Feststellung möglicher Zeugenaussagen, die Sicherung von Sachbeweisen und Auswertungen zu achten 
ist: 

 1. Name des geprüften Vertragspartners, Ort und Zeit der Kontrolle, 

 2. Gegenstand der Prüfung, 

 3. Name der Prüfperson, 

 4. genauer Ablauf der Prüfung, 

 5. Ergebnis der Prüfung in Form einer von der Prüfperson unterfertigten Niederschrift unter Beifügung allfälliger 
Sachbeweise (Rezeptformulare usw.). 

(3) Forderungen sind schriftlich zu dokumentieren (Forderungsschreiben, zumindest Aktenvermerk über Gespräch 
einer Schlichtungsinstanz usw.). 

(4) Entstehen und Durchsetzung von Forderungen sind in Fällen grundsätzlicher Bedeutung für alle Versicherungs-
träger dem Hauptverband zur Entscheidung über die Gewährung von Rechtsschutz in einschlägigen Verfahren mitzutei-
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len (§ 31 Abs. 3 Z 8 ASVG). Dieser Rechtsschutz umfasst auch die Erstellung von Gutachten auf wissenschaftlicher 
Ebene. 

(5) Im Rahmen von Kontrollmaßnahmen sind im konkret notwendigen Ausmaß auch Daten Dritter insoweit zu un-
tersuchen, ob dabei (z. B. Abrechnungen von unrichtigen Rezepten durch Apotheken) ein Zusammenwirken mehrerer 
Personen vorlag. In diesem Zusammenhang hat der Hauptverband bei Bedarf auch Auswertungen aus dem e-card-
System bereitzustellen, aus denen die e-card-Nutzungen hervorgehen. 

Information des Vertragspartners/der Vertragspartnerin 

§ 11. Überprüfte Vertragspartner/-innen sind in geeigneter Weise im Nachhinein über die Durchführung einer 
Kontrolle unter Verwendung von e-cards bzw. e-card-Ersatzbelegen nach § 3 und gegebenenfalls über Auffälligkeiten 
und mögliche Vertragsverletzungen, zu informieren. 

Qualitätssicherung 

§ 12. (1) Personen, die Kontrollmaßnahmen durchführen, sind für ihre Aufgaben auszubilden. Ziel dieser Ausbil-
dung hat zu sein, dass gleiche Sachverhalte bei gleicher Rechtslage zu gleichen Maßnahmen führen und inhaltliche 
Auffassungsunterschiede von Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen nicht das Ergebnis von Kontrollmaßnahmen beeinflussen. 
Dabei sind insbesondere folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

 1. Vorgangsweise bei Kontrollen, Verhalten gegenüber Patienten/Patientinnen und anderen Unbeteiligten, 

 2. Herstellung einheitlicher Standards bei der Beurteilung fachlicher Fragen, 

 3. Zusammenarbeit von Prüfpersonen verschiedener Sozialversicherungsträger, 

 4. Auswertung von Prüfergebnissen. 

(2) Diese Ausbildung ist durch die Sozialversicherungsträger auf Grundlage der bei ihnen jeweils bestehenden Ge-
gebenheiten vorzunehmen, dabei kann auf die beim Hauptverband im Rahmen seiner Aufgaben nach § 31 Abs. 4 Z 5 
lit. a ASVG bestehende Organisation zurückgegriffen werden. 

Information 

§ 13. (1) Dem Hauptverband ist als Grundlage für Beratungen nach § 32a Abs. 3 ASVG eine kurze Zusammenfas-
sung des Ergebnisses aller Kontrollmaßnahmen in anonymisierter Form mindestens jährlich zur Information zu über-
mitteln. Der Hauptverband ist berechtigt, alle näheren Auskünfte zu erhalten, um auf deren Basis allfällige Rechts- oder 
Organisationsänderungen vorschlagen bzw. vornehmen zu können (§ 31 Abs. 3 Z 2 ASVG). 

(2) Der Hauptverband hat zumindest halbjährlich einen Informationsaustausch der Sozialversicherungsträger über 
Maßnahmen nach § 32a ASVG und andere Kontrollmaßnahmen zu ermöglichen. 

(3) Rechtskräftige Entscheidungen von Gerichten und Verwaltungsbehörden über Streitigkeiten betreffend Best-
immungen des Vertragspartnerrechts sind ab Inkrafttreten dieser Richtlinie den Sozialversicherungsträgern desselben 
Versicherungszweiges anonymisiert zur Verfügung zu stellen. Der Hauptverband hat hiefür eine nur sozialversiche-
rungsintern zugängliche elektronische Dokumentationsmöglichkeit zur Verfügung zu stellen. 

(4) Falls Anfragen in Zusammenhang mit einzelnen Kontrollmaßnahmen oder deren Ergebnissen beim Hauptver-
band eintreffen, hat dieser an den/die jeweils betroffenen Sozialversicherungsträger zu verweisen. 

Inkrafttreten 

§ 14. Diese Richtlinien treten am Tag nach ihrer Kundmachung in Kraft. 

* 

Diese Richtlinien wurden in der Trägerkonferenz des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
am 19. April 2016 beschlossen. Die Erläuterungen dieser Richtlinien sind unter www.sozdok.at kostenlos zugänglich. 
 

Für den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger: 

Reischl Probst 
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